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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 23.01.2014
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 002/2014-1

    Stand 02.12.2013
 
Betreff Stärkung der Bürgerbeteiligung im Stadtgebiet Bornheim 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beauftragt den Bürgermeister, die  vorliegen-
den konzeptionellen Überlegungen zur Stärkung der Bürgerbeteiligung in der Stadt Bornheim 
umzusetzen. 
 
Sachverhalt 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss hatte sich zuletzt in seiner Sitzung am 
18.04.2013 mit der Thematik beschäftigt und den Bürgermeister beauftragt, unter Beteiligung 
der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) den Entwurf ei-
nes Konzeptes zur Stärkung der Bürgerbeteiligung in der Stadt Bornheim zu erstellen. 
Auf die Vorlage Nr. 121/2013-1 wird ausdrücklich Bezug genommen. 
 
Die KGSt empfiehlt in ihren konzeptionellen Überlegungen (vgl. Anlage) den Prozess zur 
Stärkung und Weiterentwicklung der Bürgerbeteiligung in der Stadt Bornheim mit der Durch-
führung von Zukunftswerkstätten zu beginnen. 
 
In insgesamt drei Zukunftswerkstätten sollen mit den Bornheimer Bürgerinnen und Bürgern  
 

• eine Stärken- und Schwächenanalyse durchgeführt 
• Veränderungswünsche und Ziele definiert 
• Verhaltensregeln und Strukturen abgestimmt und schließlich 
• konkrete Schritte zur Umsetzung vereinbart werden. 
 

Am Ende werden die Ergebnisse aus den durchgeführten Zukunftswerkstätten in einer Zu-
kunftskonferenz zusammengeführt. 
 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass für die Vorbereitung, Moderation, Auswertung und 
Dokumentation der Zukunftswerkstätten und der Zukunftskonferenz keine Personalressour-
cen zur Verfügung stehen. Die KGSt bietet diese Leistungen für insgesamt rd. 15.000 Euro 
an (einschließlich Mehrwertsteuer und Reisekosten).  
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Der sich an die Durchführung der Zukunftswerkstätten und der Zukunftskonferenz anschlie-
ßende dauerhafte Prozess zur Umsetzung der Ergebnisse erfordert zwingend die Bereitstel-
lung von zusätzlichem Verwaltungspersonal sowie flankierenden externen Beratungsleistun-
gen, deren Intensität von den inhaltlichen Anforderungen bestimmt wird. Dies bedingt zu-
gleich die Bereitstellung entsprechender finanzieller Mittel im Haushaltsplanungsprozess 
2015 ff. 
 
Der Bürgermeister beabsichtigt, parallel zur Durchführung der Zukunftswerkstätten und der 
Zukunftskonferenz, internetbasierte Möglichkeiten zur Verbesserung der Bürgerbeteiligung 
zu prüfen und umzusetzen. Dies soll insbesondere in Bezug auf die Darstellung und das 
Abrufen von Informationen zum Konzernrechnungswesen sowie zum städtischen Haushalt 
erfolgen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Die Finanzierung der Durchführung der Zukunftswerkstätten und der Zukunftskonferenz soll 
im Rahmen des insgesamt im Haushalt 2014 zur Verfügung stehenden Budgets für Bera-
tungsleistungen sichergestellt werden. Die für die Umsetzung der Ergebnisse aus den Zu-
kunftswerkstätten und der Zukunftskonferenz erforderlichen Ressourcen und finanziellen 
Mittel sind im Haushaltsplanungsprozess 2015 ff. zu berücksichtigen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Konzeptionelle Überlegungen der KGSt zur Stärkung der Bürgerbeteiligung in Bornheim 


